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Amts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 26. Marienwerder, den 1. Juli 1863. 


Das 18te Stück der Geſetzſammlung pro 1863 enthält unter: 


Nro. 5714. das Geſetz, betreffend die Ergänzung und Erläuterung der Allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗ 
Ordnung, vom 27. Mai 1863; \ 

Nro, 5715. das Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen des 
Königsberger Kreiſes im Betrage von 122,000 Thlrn., vom 20. April 1863; 

Nro. 5716. den Allerhöchſten Erlaß vom 4. Mai 1863, betreffend die Verleihung des Rechts zur Erhe⸗ 
bung eines Chauſſeegeldes auf der Kreis⸗Chauſſee von Gehlenbeck nach Frotheim an den 
Kreis Lübbecke, im Regierungs⸗Bezirk Minden. : 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Central⸗Behörden. 


1 Bekanntmachung, 

betreffend die Ste Verlooſung der Staatsauleihe vom Jahre 1856 und die 2te Verlooſung der Sprozenti⸗ 
gen Staatsanleihe von 1859. 

In der am heutigen Tage öffentlich bewirkten Verlooſung von Schuldverſchreibungen der 4½ pro- 
zentigen Staatsanleihe aus dem Jahre 1856 und der §prozentigen Staatsanleihe aus dem Jahre 1859 
ſind die in der Anlage verzeichneten Nummern gezogen worden. Dieſelben werden den Beſitzern mit der 
Aufforderung gekündigt, die darin verſchriebenen Kapitalbeträge vom 2. Januar k. J. ab in den Vormit⸗ 
tagsſtunden von 9 bis 1 Uhr entweder bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe hierſelbſt, Oranienſtraße 
Nro. 94., ober bei einer der Regierungs-Hauptkaſſen gegen Quittung und Rückgabe der Schuldverſchrei⸗ 
bungen mit den dazu gehörigen, erſt nach dem 2. Januar k. J. fälligen Zinscoupons nebſt Talons baar 
in Empfang zu nehmen. Der Geldbetrag der etwa fehlenden, unentgeltlich mitabzuliefernden Zins⸗ 
coupons wird von dem zu zahlenden Kapitale zurückbehalten. — Formulare zu den Quittungen werden 
von den vorgedachten Kaſſen unentgeltlich verabreicht. Letztere können ſich aber in einen Schriftwechſel 
über die Zahlungsleiſtung nicht einlaſſen. 

Zugleich werden die Inhaber der in der Anlage bezeichneten, nicht mehr verzinslichen Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Staatsanleihe aus dem Jahre 1856, welche in den bisherigen Verlooſungen (mit Aus⸗ 
ſchluß der am 11. Dezember v. J. ſtattgehabten) gezogen, aber bis jetzt noch nicht realiſirt ſind, an die 
Erhebung ihrer Kapitalien erinnert. — In Betreff der am 11. Dezember v. J. ausgelooſten und zum 
1. Juli d. J. gekündigten Schuldverſchreibungen der Staatsanleihe aus dem Jahre 1856 und der fünf⸗ 
prozentigen Staatsanleihe aus dem Jahre 1859 wird auf das an dem erſteren Tage bekannt gemachte 
Verzeichniß Bezug genommen, welches bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen, den Kreis⸗, den Steuer⸗ und 
den Forſtkaſſen, den Kämmerei⸗ und anderen Communal⸗Kaſſen, ſowie auf den Bureaux der Landräthe, 
Magiſtrate und Domainen⸗Rentämter zur Einſicht offen liegt. Berlin, den 18. Juni 1863. 

Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
v. Wedell. Gamet. Löwe. Meinecke. . 

2) Zuwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Belgiſchen Regierung iſt unterm 
8. Mai d. J. ein Additional⸗Poſtvertrag geſchloſſen worden, welcher mit dem 1. Juli d. J. in Kraft 
tritt. — Nach dieſem Vertrage beträgt das Geſammtporto für den einfachen, bis 1 Loth excl. 
ſchweren frankirten Brief nach dem geſammten Belgiſchen Poſtgebiete: 

a, aus den Poſtbezirken der Rheinprovinz, Weſtphalen, Birkenfeld, Waldeck und Pyrmont 2 Sgr., 

b. aus den übrigen Theilen des Preußiſchen Poſtbezirks 5 5 2 5 ; . 3 Sgr. 

Unfrankirte Briefe unterliegen einem Portozuſchlage von 1 Sgr. Für den einfachen unfranlir- 
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ten Brief aus Belgien nach der Rheinprovinz, Weſtpyalen, Birkenfeld, Waldeck und Pyrmont werden 
daher 3 Sgr., nach den übrigen Theilen des Preußiſchen Poſtbezirks 4 Sgr. Porto vom Adreſſaten er⸗ 
boben. Der einfache Porkoſatz zwiſchen ſolchen beiderſeitigen Poſtanſtalten, welche in gerader Linie 
nicht weiter als 30 Kilometer (ungefähr 4 Meilen) von einander entfernt liegen, iſt für frankirte Briefe 
auf 1 Sgr. (10 Cis.), für unfrankirte Briefe auf 2 Sgr. (20 Cts.) feſtgeſetzt worden. 

Für die Briefe im Gewichte von 1 Loth und mehr ſteigt das Porto, wie bisher, in der Art, daß 

von 1 bis 2 Loth excl. das zweifache, 
von 2 bis 3 Loth excl. das dreifache Porto, 
U. J. s., für jedes weitere Loth ein einfacher Briefportoſatz mehr berechnet wird. 5 

Recommandirte Briefe unterliegen dem Frankirungszwange; außer dem Porto für gewöhnliche 
Briefe wird eine Recommandations⸗Gebühr von 2 Sgr. erhoben. Die recommandirten Briefe müſſen 
mit einem Kreuz⸗Couverte verſehen und mit wenigſtens zwei gleichen Siegeln wohl verſchloſſen ſein. 
Verlangt der Abſender eine Empfangsbeſcheinigung des Adreſſaten, ſo iſt dafür ein weiterer Betrag von 
2 Sgr. bei der Aufgabe des Briefes zu entrichten. — Briefe, welche von der Poſtanſtalt des Beſtim⸗ 
mungsorts mittelft expreſſer Boten an die Adreſſaten beſtellt werden ſollen, müſſen mit dem Vermerke: 
„durch Expreſſen zu beſtellen“ oder „A remetire par exprés“ verſehen und recommandirt ſein. In 
ſolchem Falle hat der Abſender, außer dem Porto für gewöhnliche Briefe und der Recommandations⸗ 
Gebühr, 3 Sgr. für die expreſſe Beſtellung vorauszubezahlen, ſofern der Brief nach dem Orte einer 
Poſtanſtalt beſtimmt iſt. Wohnt der Adreſſat jedoch nicht an einem Orte, an welchem eine Poſtanſtalt 
befteht, fo wird die Expreßbeſtellgebühr nach dem Lande von dem Adreſſaten erhoben. 

Sendungen mit Waarenproben und Muſtern müſſen bis zum Beſtimmungsorte frankirt werden. 
Die Taxe beträgt 9 Pfennige für je 3 Loth excl., 

mithin bis 3 Loth excl. 9 Pfennige, 
von 3 bis 6 Loth excl. 1 Sgr. 6 Pfennige, 
von 6 bis 9 Loth excl. 2 Sgr. 3 Pfennige u. ſ. w. 

Diefe Porto⸗Ermäßigung findet jedoch nur in dem Falle Anwendung, wenn die Waarenproben und 
Muſter keinen Kaufwerth haben und wenn dieſelben unter Band gelegt oder ſo verpackt ſind, daß über 
ihre Natur kein Zweifel entſtehen kann. Derartigen Sendungen darf kein Brief beigegeben ſein, dagegen 
ift geftattet, außer der Adreſſe des Empfängers, die handſchriftliche Angabe von Fabrik oder Handels⸗ 
zeichen, Nummern und Preiſen. Sonſtige handſchriftliche Zuſätze find hierbei unzuläſſig. 

Correcturbogen nebſt den beigefügten und dazu gehörigen Manuſeripten unterliegen derſelben 
Taxe, wie die Proben⸗ und Muſterſendungen; dürfen jedoch außer dem Manuſcripte von keinen anderen 
Schriften begleitet ſein und nur ſolche ſchriftliche Bemerkungen enthalten, welche ſich auf die Herſtellung 
im Drucke beziehen. Das Porto von 9 Pfennigen für je 3 Loth excl. muß vom Abſender voraus ent⸗ 
richtet werden; die Verpackung muß unter Band erfolgen. — Sendungen mit Waarenproben und Mu⸗ 
ſtern und Sendungen mit Correcturbogen werden, wenn fie den vorſtehenden Beſtimmungen nicht entſpre⸗ 
chen, wie Briefe taxirt. — Für Zeitungen und ſonſtige Sendungen unter Kreuzband iſt das 
Preußiſche und das Belgiſche Porto nach wie vor zum Geſammtbetrage von 6 Pfennigen für jeden Bogen 
oder jedes einzelne gedruckte Blatt vom Abſender vorauszubezahlen. 

Die Beſtimmungen des neuen Vertrages kommen vom 1. Juli d. J. ab zugleich für den Poſtver 
kehr zwiſchen dem geſammten Gebiet des deutſchen Poſtvereins und Belgien, ſoweit dieſer Verkehr 
durch Preußiſche Poſtanſtalten vermittelt wird, in Anwendung. Berlin, den 17. Juni 1863. 

General ⸗ Poſt⸗ Amt. 
Philipsborn. 

3) Auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 27. Mai d. J., welcher alſo lautet: 

Auf Ihren Bericht vom 22. d. M. will Ich Sie hierdurch ermächtigen, die gegenwartig beſte⸗ 
henden Kur⸗ und Verpflegungskoſtenſätze des Charité⸗Krankenhauſes zu Berlin von 10 Silbergroſchen 
für die dritte und 12 Silbergroſchen 6 Pfennigen für die zweite Krankenklaſſe bis zum Eintritt gün⸗ 
ſtigerer Verhältniſſe auf reſp. 12 Silbergroſchen 6 Pfennige und 15 Silbergroſchen pro Kopf und 
Tag zu erhöhen. Berlin, den 27. Mai 1863. gez. Wilhelm. 

8 5 gegengez. von Mähler. 

hat der Herr Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten durch Verfügung vom 
4. Juni d. J. beſtimmt, daß die Kur⸗ und Verpflegungskoſten im hieſigen Charité ⸗Krankenhauſe nach 
den erhöhten Sätzen vom 1. Juli d. J. ab bis auf Weiteres zu berechnen ſind. 
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Dies wird unter Verweisung auf §. 7. des Regulativs vom 7. September 1830 — G. S. S. 133 — 
und die Allerhöchſte Cabinets⸗Ordre vom 17. April 1846 — G. S. S. 166 — mit dem Bemerken hier⸗ 
durch bekannt gemacht, daß von den Kranken zweiter Klaſſe neben dem Verpflegungsſatz von 15 Sgr. die 
verbrauchten Arzneien, wie bisher, beſonders zu bezahlen ſind. 

Berlin, den 10. Juni 1863. Königliche Charité⸗ Direction. 

4) Die Königlichen Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen, denen im Intereſſe der Staatsbeamten und zur 
Vereinfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden feit 
längerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel 
höchſt unvollſtändig und mit unzuläſſigen Neben⸗Anträgen bei ihnen eingehen, mit Correſpondenzen zur 
Beſeitigung der vorgefundenen Mängel und Beantwortung unſtatthafter Anträge in demſelben Maaße un⸗ 
gebührlich belaſtet, als unſere eigene Verwaltung. Wir machen daher in Folgendem alles dasjenige be⸗ 
kannt, was bei der Reception in unſere Anſtalt erforderlich iſt, und bemerken dabei ausdrücklich, daß 
Abweichungen von dieſen Beſtimmungen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. Sollte alſo da⸗ 
gegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine vorgeſchriebene Form nicht ganz genau beachtet werden, wor⸗ 
über die mit uns in Verbindung ſtehenden Königlichen Kaſſen und unſere Agenten ſtreng zu wachen haben, 
ſo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen 
umſtändliche Correſpondenzen und Portokoſten verurſacht werden. 

Es können in die Königlich Preußiſche allgemeine Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt nach den beſte⸗ 

henden Beſtimmungen nur aufgenommen werden (und zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß 

nicht etwa Geſundheits⸗ oder Alters⸗Verhältniſſe obwalten, die nach den SS. 3. und 4. unſeres 

Reglements überhaupt gänzlich von der Reception ausſchließen: 

„diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellten Civilbeamten, welche nach dem Penfions⸗ 
Reglement vom 30. April 1825 penſionsberechtigt ſind und daher zum Penſionsfonds beitragen, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß diejenigen unter ihnen, deren fixirtes Dienſteinkommen die Summe 
von jährlich 250 Thlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wittwenpenſion von 50 Thlr. verſichern 
dürfen; 

b. die Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Obergerichten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn ſie weder Gehalt noch Diäten beziehen, ſo wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗Behörden 
als Special⸗Commiſſarien dauernd beſchäftigten Oeconomie⸗Commiſſarien, noch ehe ſie in 
den Genuß eines penſionsberechtigten Einkommens treten, jedoch alle dieſe unter b. angeführten 
Beamten nur mit der Verſicherung einer Wittwenpenſion von höchſtens 100 Thlr., vorbehaltlich 
einer künftigen Erhöhung derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Penſions⸗Berechtigung 
beigelegt werden ſollte; 

c. die im eigentlichen Seelſorger-Amte, ſowohl unter Königlichen als unter Privat⸗Patronaten 
angeſtellten Geiſtlichen; 

d. die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, ſowie 
an höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtellten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die 

Hülfslehrer ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen Klaſſen derſelben, welche als eigentliche 
Elementarklaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unterrichts⸗Anſtalten verbundenen Elemen⸗ 
tarſchulen erſetzen; 

„die Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn fie mit einer fixirten Beſoldung angeſtellt find; 
die reitenden Feldjäger. 7 
Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamtenklaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitritts⸗ 

fähig, dieſe befinden ſich jedoch uns gegenüber in einer ganz beſonderen Ausnahmeſtellung und 

werden niemals von unſern Agenten oder den Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſondern 
zum größten Theil von ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtimmungen vollkommen bekannten 

Behörden zur Reception bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier nicht weiter ihrer Erwähnung. 

II. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten 

will, hat vorzulegen: g 
a. ein Atteſt ſeiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu 

I. a, ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsbeitragspflichtiges Gehalt und event. zu welchem 

jährlichen Betrage beziehe, zu I. b. wegen der Oeconomie⸗Commiſſarien, daß er bei einer Aus⸗ 

einanderſetzungs⸗Behörde dauernd beſchäftigt ſei, zu I. d. dagegen darüber, daß er zu den Aach 
der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 17. April 1820 receptſonsfähigen Lehrern gehöre. Aus⸗ 
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genommen find hierbei nur die Geiſtlichen und die bei den Regierungen und Obergerichten oder 
anderen Landes⸗Collegien als wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da dieſe über ihre 
Stellung keines beſonderen Nachweiſes bedürfen. } 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben 
das Verhältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn nach den obigen Beſtimmungen zur Auf- 
nahme in unſere Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt ausgedrückt, auch event. das pen 
ſionsbeitragspflichtige Dienſt⸗Einkommen des Beamten ad I. a. angegeben iſt. Verſicherungen, 
welche die Recipienden ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Beſcheinigungen einzelner 
Behörden: „daß N. N. berechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen allgemeinen Wittwen 
Verpflegungs⸗Anſtalt beizutreten“ können uns niemals genügen, da wir dieſe Berechtigung oder 
Verpflichtung auf eigene Verantwortung ſelbſt zu prüfen haben. 


. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen Copulationsſchein. 

Die in dieſen Documenten vorkommenden Zahlen müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben ſein 
und die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Geburtsſcheinen müſſen mit den Angaben des 
Copulotionsſcheins jo genau übereinſtimmen, daß die Identität der Perſonen durchaus keinem 
Zweifel unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glaubhafte Weiſe zu heben ſein würde. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der Geburtszeit ſind ungenügend; ſind aber ſolche 
Angaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können ſie als Erſatz etwa fehlender beſonderer 
Geburts⸗Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in derſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher 
die Taufe vollzogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf 
Grund der Kirchenbücher einer und derſelben Kirche gemacht werden. Sollte in beſonderen Fäl⸗ 
len es nicht möglich ſein, einen Geburtsſchein zu erhalten, und dieſe Unmöglichkeit beſcheinigt 
oder wenigſtens wahrſcheinlich gemacht werden, ſo muß das Alter durch gültige Atteſte ſeit der 
Zeit der Confirmation, durch glaubwürdige Beſcheinigung der Eltern oder Taufzeugen, durch 
gerichtliche Vormundſchafts⸗Beſtellungen, worin das Alter der aufzunehmenden Eheleute ange⸗ 
führt wird, durch Documente, welche geraume Zeit vor beantragter Reception im Druck erſchie 
nen ſind, oder ſonſt durch andere, allenfalls durch das suppletorium zu bekräftigende Mittel 
erweislich gemacht werden. 

Einer gerichtlichen Beglaubigung der Kirchenzeugniſſe bedarf es nicht mehr, wohl aber muß 
der Unterſchrift des Ausſtellers das Kirchenſiegel deutlich beigedruckt ſein. Auch ſind dieſe Do⸗ 
cumente ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, für Ausfertigung eines jeden ſolcher 
Zeugniſſe kirchliche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben 
müſſen, ſo iſt denjenigen Recipienden, die ſie etwa auf Stempelpapier einreichen und alſo ſpäter 
auch zu anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere Anſtalt beuutzen können, ganz beſonders 
anzurathen, von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die Originalien, ſondern ſtempelfreie 
beglaubigte Abſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrücklichen Vermerke des vidimirenden 
Beamten, daß den Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. Jedenfalls beſitzen wir keine 
Arbeitskräfte, um ſpäter auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglaubigte Abjchriften der bei 
unſern Akten beruhenden Atteſte ertheilen zu können. 


. Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in folgender Faſſung: 
„Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner 
beſten Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwindſucht, Waſſerſucht, noch einer andern 
chroniſchen Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten ließe, behaftet, auch überhaupt 
nicht krank, nech bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß feines Alters [bei Kräften 
und fähig ift, ſeine Geſchäfte zu verrichten.“ 
Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht 
vorhanden find, von vier anderen bekannten redlichen Männern dahin bekräftigt werden: 
„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und fie das Gegentheil von dem, was der Arzt 
atteftirt habe, nicht wiſſenn. 
b der Recipiend außerhalb Berlin, fo ift noch außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, da⸗ 
„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, 
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auch keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, Schwiegerfohn oder Schwager des Auf- 
zunehmenden oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, von einem Gerichte oder von der Orts⸗ 
Polizei⸗Behörde ertheilt werden; bei den Gefunpheits-Atteften für aufzunehmende Gensd'armen 
find jedoch ausnahmsweiſe auch die Certifikate von Gensd'armerie⸗ Offizieren zuläſſig. 

Das ärztliche Atteſt ſelbſt können wir nur von einem approbirten praktiſchen Arzte oder von 
einem Kreis⸗Wundarzte annehmen. Wundärzte I. Klaſſe, die nicht im Staatsdienſte angeſtellt 
ſind, dürfen dergleichen Atteſte nur dann ausſtellen, wenn uns zugleich von der Ortsohrigkeit 
beſcheinigt wird, daß an ihrem Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein zum Doctor 
promovirter praktiſcher Arzt nicht anſäſſig geweſen. 

Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Certifikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 
16. Juli datirt fein, je nachdem die Aufnahme zum 1. April oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und 
die oben vorgeſchriebene Form muß in allen Theilen Wort für Wort ganz genau beobachtet werden. 


III. Die Aufnahme ⸗Termine find, wie eben angedeutet, der 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahres. 
Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt oder verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regie⸗ 
rungs⸗Haupt- oder Inſtitutenkaſſe, oder durch einen unſerer Commiſſarien bewirken will, hat an dieſelben 
ſeinen Antrag und die zu II. genannten Documente vor dem 1. April oder 1. Oktober ſo zeitig einzurei⸗ 
chen, daß ſie ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. September von dort aus bei uns eingehen können. 
Anträge, welche nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin nicht vollſtändig belegt worden find, 
werden von den Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und können nur noch ſpäteſtens bis 
zum 1. April oder 1. Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt eingeſandt werden. 

In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine werden keine Neceptiong - Anträge angenommen 
und keine Aufnahmen vollzogen. 

IV. Den zu II. genannten Atteſteu find womöglich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden 
halbjährlichen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarif zu dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht 
berechnet werden können. Dieſer Tarif iſt im Verlage der hieſigen Decker'ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuch⸗ 
druckerei erſchienen und iſt alſo Jedermann zugänglich. Bei Berechnung der Alter iſt jedoch der §. 5. 
unſeres Reglements zu beachten, wonach einzelne Monate unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Monate 
aber und darüber als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theilzahlungen zur Tilgung derſelben find unſtatthaft, 
und vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter 
keinen Umſtänden eine Reception bewirkt werden. 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu verſichernden Penſion betrifft, ſo haben hierüber nicht 
wir, ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im 
Allgemeinen bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen Verordnungen die Penſion mindeſtens 
dem fünften Theile des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wobei jedoch zu berückſichtigen iſt, daß die 
Verſicherungen nur von 25 Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. ſteigend, ſtattfinden können. 


VI. Bei ſpäteren Peuſions⸗Erhöhungen, die jedoch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. 
ſ. w. als ganz neue, von den älteren als ganz unabhängige Verſicherungen und nur in ſofern mit dieſen 
Zemeinſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 
500 Thlr. nicht überſteigen darf (ek. I. a. und b.), iſt die abermalige Beibringung der Kirchenzeugniſſe 
nicht erforderlich, fondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges 

Beſundheitsatteſt und, wenn die zu I. a. und b. bezeichneten Grenzen überſchritten werden ſollen, ein amt⸗ 
liches Atteſt über die veränderte Stellung und Beſoldung, ſo wie über die etwa erlangte Penſions⸗Berech⸗ 
a Auch die Beträge der Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 25 ohne Bruch 

bar fein. 
pr If Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 werden nicht mehr Goldſummen, ſondern nur noch 
Summen in Silbergeld verſichert, ſo wie auch die halbjährlichen Beiträge nur noch in Silbergeld be⸗ 
rechnet werden. 

%, VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗Documente ſtets förmlich und rechtsgültig über die 
erſten halbjährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig 
von uns verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. Berlin, den 29. Januar 1859. a 

Generat- Diggetion der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzial⸗Behörden. 


5) In Folge der in dem Allerhöchſten Erlaß vom 10. November v. J., betreffend die Einfüh⸗ 
rung der Tten Ausgabe der Landes⸗Pharmakopöe, hinſichtlich der Beſchaffung und Anfertigung der chemi⸗ 
ſchen und pharmaceutiſchen Präparate Seitens der Apotheker feſtgeſtellten Beſtimmungen, hat der Herr 
Minifter der Medizinal⸗ Angelegenheiten eine Reviſton der bisher für die Berechnung der Arzneitaxe maaß⸗ 
gebend geweſenen Prinzipien angeordnet und nach den auf Grund derſelben abgeänderten, von ihm geneh⸗ 
migten Grundſätzen, ſowie unter Berückſichtigung der eingetretenen Veränderungen in den Einkaufspreiſen 
mehrerer Droguen und chemiſcher Präparate eine neue Ausgabe der Arzneitaxe ausarbeiten laſſen, welche 
gleichzeitig mit der Tten Ausgabe der Landes⸗Pharmakopze mit dem 1. Juli d. J. in Kraft tritt. Dieſe 
Arzneitaxe iſt zu dem Preiſe von 10 Sgr. durch alle inländiſche Buchhandlungen zu beziehen. 


Marienwerder, den 27. Juni 1863. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
6) Polizei ⸗ Verordnung 


über die Beuutzung der Pontonbrücke über den rechten Weichſel⸗Arm bei Thorn für den öffentlichen Verkehr. 

Nachdem die dem Militairfiscus angehörige Ponton⸗ Brücke hierſelbſt der Stadtgemeinde in Folge 
beſonderer Verabredung zur zeitweiſen Benutzung für den öffentlichen Verkehr überwieſen worden, wird 
im Intereſſe deſſelben, ſowie der Sicherheit für Perſon und Eigenthum auf Grund 8. 5. des Geſetzes 
vom 11. März 1850 Folgendes verordnet: 

8. 1. Das Maximum der Laſt, welche die Pontonbrücke auf einer Stelle mit Sicherheit zu tragen 
im Stande iſt, beträgt Vierzig Centner; es iſt demzufolge nur ſolchem Fuhrwerk, welches höchſtens die 
Laſt von Vierzig Centnern umfaßt, ferner nur ſolchem, welches mit ſeiner Ladung höchſtens die Breite 
von ſieben Fuß hat, und mit nicht mehr als zwei Zugthieren beſpannt iſt, die Ueberfahrt auf der Pon⸗ 
tonbrücke geſtattet. Alles ſchwerere oder breitere Fuhrwerk, ingleichen die mit niedrigem Räderwerk ver⸗ 
ſehenen ſogenannten Rollwagen ſind von der Benutzung der Pontonbrücke ausgeſchloſſen, und haben zu 
ihrer Beförderung über den Weichſelſtrom die in Gang verbleibende Fähranftalt zu benutzen. 

$. 2. Da die Pontonbrücke nur eine Breite von 12 Fuß hat, fo find auf derſelben zur Ermögli⸗ 
chung des Wagenverkehrs drei Ausweicheſtellen, welche mit Flaggen bezeichnet find, eingerichtet, die Wa⸗ 
gen, welche vom linken (Eiſenbahn⸗) Ufer kommen, milſſen beim Begegnen mit Wagen, welche vom rech⸗ 
ten (Stadt⸗) Ufer kommen, die erſte Ausweicheſtelle benutzen, und auf derſelben fo lange warten, bis die 
Paſſage bis zur nächſten Ausweicheſtelle frei iſt. Das Ausbiegen auf den Ausweicheſtellen geſchieht ſtets rechts. 

§. 3. Es darf über die Pontonbrücke nur im Schritt gefahren werden; die Fuhrwerke müffen eine 
Entfernung von mindeſtens zehn Schritt von einander einhalten. Unruhige Pferde müſſen geführt werden. 
Die Auffahrt an den Uferſtellen der Pontonbrücke muß von allem Fuhrwerk freigehalten werden, und die 
auf dieſelbe fahrenden Wagen müſſen den Abfahrenden ausweichen, 

§. 4. Fußgänger, welche die Pontonbrücke benutzen, haben ihren Weg ununterbrochen und ruhig 
fortzuſetzen. Das Stehenbleiben, Singen oder ſonſtige Lärmen auf derſelben iſt unterſagt. 

§. 5. Die Durchlaßzeiten für den Schifffahrtsverkehr werden beſonders bekannt gemacht, und nach 
Maßgabe des Verkehrs und der Jahreszeit geordnet. Während derſelben wird die Communication für 
die Fußgänger zwiſchen den ſtehenbleibenden Brückentheilen durch einen Ponton vermittelt. Das Anfahren 
der Pontonbrücke durch Kähne und Flöße wird in jedem Falle, vorbehaltlich des etwaigen Schadenserſatzes, 
mit einer Strafe von mindeſtens zwei Thalern geahndet. 

$. 6. Sowohl Fußgänger, als Führer von Wagen und Schiffsfahrzeugen haben den ihnen bei der 
Benutzung der Pontonbrücke gegebenen Weiſungen der Polizeibeamten und Brückenwächter, ingleichen der 
hierzu commandirten Pioniere unbedingte Folge zu leiſten. K 

8. 7. Die Nichtbeachtung vorſtehender Anordnungen zieht eine Polizeiſtrafe von zehn Thaler im 
Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich. 

Thorn, den 8. Juni 1863. Der Magiſtrat. 
Genehmigt Marienwerder, den 22. Juni 1863. Königl. Regierung. Abtheil. des Innern. 


7) Die Prüfung katholiſcher Schulamtsbewerber, welche nicht in einem Seminar vorgebildet ſind 
und die vorſchriftsmäßige Prüfung für das Elementar⸗Lehrfach noch nicht abgelegt haben, wird am 28., 
29. und 30. September d. J. in dem Königl. Schullehrer⸗Seminar zu Graudenz abgehalten 
werden. Diejenigen Perſonen, welche ſich um ein Schulamt bewerben und ihre Befähigung dazu durch 
Ablegung dieſer Prüfung darzuthun geſonnen ſind, werden hierdurch ufgeſorde bis zum 20. Auguſt d. J. 
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ihren Taufſchein, 
. ein ärztliches Atteſt über ihren Geſundheitszuſtand, 
. ein Atteſt ihrer Ortsbehörde über ihre ſittliche Führung, 
. ein Atteſt ihres Seelſorgers über die Erfüllung ihrer religiöſen Pflichten, 
. alle über ihren Bildungsgang ſprechenden, in ihren Händen befindlichen Zeugniſſe, 
. einen von ihnen ſelbſt verfaßten Lebenslauf in deutſcher und falls fie derſelben mächtig find, auch 
in polniſcher Sprache, 
7. den Ausweis über ihre Militairverhältniſſe, 

an den Königl. Seminar⸗Director Herrn Hauptſtock in Graudenz einzuſenden und ſich am Tage vor 
der Prüfung Nachmittags 3 Uhr bei demſelben perſönlich zu melden. 

4 Die Herren Kreis Schulinſpeetoren katholiſcher Confeſſion wollen die in ihren Aufſichtskreiſen be⸗ 
findlichen Schulamtsbewerber auf dieſe Bekanntmachung hinweiſen. Marienwerder, den 19. Juni 1863. 
Königl. Regierung. Abtheilung für Kirchen und Schulweſen. 


8) Gemäß der Ferien⸗Ordnung vom 16. April 1850 — Juſt. Min. Bl. S. 129 — werden 
die diesjährigen Erndteferien bei dem unterzeichneten Appellations⸗Gerichte und den Stadt⸗ und Kreisge⸗ 
richten in deſſen Departement mit dem 21. Juli beginnen und bis zum 1. September dauern. Unter 
Hinweiſung auf die Beſtimmungen im $. 2. der gedachten Ferien⸗Ordnung wird das Publikum aufge⸗ 
fordert, die Anträge bei den Gerichten während jener Zeit auf diejenigen Angelegenheiten zu beſchränken, 
welche einer Beſchleunigung wirklich bedürfen und dieſe, der Beſchleunigung bedürfenden Eingaben ꝛc. mit 
dem Vermerke „Ferienſache“ zu verſehen. 

Marienwerder, den 18. Juni 1863. Königliches Appellations Gericht. 


Perſonal⸗Chronil. 


9) Seitens der Republik Uruguay iſt der J. D. Sturz in Stettin zum General⸗Konſul in den 
Konigl. Preußiſchen Staaten ernannt und iſt derſelbe als General⸗Konſul anerkannt und zugelaſſen worden. 

Der Banmeifter Kühne iſt zum Königlichen Kreisbaumeiſter ernannt und demſelben die Kreisbau⸗ 
meiſterſtelle in Dt. Crone verliehen worden. 

Die bisher in Dt. Crone beſtandene Forſtkaſſe für die Oberförſterei Schloppe iſt aufgehoben und 
eine beſondere Forſtkaſſe für die genannte Oberförſterei in der Stadt Schloppe eingerichtet, deren Ver⸗ 
waltung vom 1. Juli d. J. ab dem Bürgermeiſter Pokrandt in Schloppe proviſoriſch übertragen wor⸗ 
den iſt. Die bisher vom Erheber Wilcke in Schloppe verſehene Forſtgeld⸗Rezeptur geht mit dem 1. Juli 
d. J. ab ein und wird vom Rendanten Pokrandt mit verſehen. 

Die bisher für die Oberförſtereien Zanderbrück, Eiſenbrück und Lindenberg beſtandene Forſtkaſſe iſt 
nach erfolgter Penſionirung des Rendanten Paarmann aufgelöft und vom 1. Juli d. J. ab 

a. die Rendantur und Spezial- Erhebung für die Oberförſtereien Zanderbrück und Eiſenbrück dem zum 
Forſtkaſſen⸗Rendanten ernannten Erheber Mehring in Stegers, 

b. die Rendantur und Spezial⸗Erhebung für die Oberförſterei Lindenberg, mit Ausſchluß der Spezial⸗ 
Erhebung für die Revier⸗ Abtheilung Peterswalde, für welche die jetzige Rezeptur in Landeck beſte⸗ 
hen bleibt, dem Domainen⸗Rentmeiſter Romanowski in Schlochau proviſoriſch übertragen. 

Die jetzige Rezeptur in Pollnitz geht hiernach vom 1. Juli d. J. ab ein. 

Der bisherige Schulze Watzki zu Schönſee iſt von der Verwaltung der Polizeianwaltſchaft für den 
Gerichtstagsbezirk Schönſee entbunden und dieſelbe dem kommiſſariſchen Polizeiverwalter Tallmann in 
Schönsee übertragen worden. 


SO 


Patent⸗ Bewilligungen. 


10) Dem Fabrikanten Chriſtoph And res zu Mühlheim a. Rhein iſt unterm 4. Juni 1863 ein Patent 
auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung erläuterten, für neu und eigenthümlich erachteten 
Webeſtuhl zur Darſtellung von Sammetbändern, ohne Jemand in der Benutzung bekannter 

al Theile zu beſchränken, 

uf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 

Das dem Königl. Kommerzienrath Carl Schleicher zu Schönthal bei Langerwehe am 10. Juli 

für die Dauer von fünf Jahren ertheilte Patent — 
auf eine Maſchine zum Spitzen der Nadelſchäfte und Drahtſtifte in der durch Zeichnung und 
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Beſchreibung nachgewieſenen Zuſammenſetzung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter 
Theile zu beſchränken, 
iſt vom 10. Juli d. J. ab für die Dauer von drei ferneren Jahren verlängert. 
Dem Ober⸗Maſchinenmeiſter der Königlichen Oſtbahn Rohrbeck in Bromberg iſt unter dem 12. 
Juli 1863 ein Patent- 
auf eine Häckſelſchneidemaſchine in der durch Beſchreibung und Zeichnung dargelegten ganzen 
Zuſammenſetzung, ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Dem Kaufmann C. F. Wappenhans in Berlin iſt unter dem 12. Juni 1863 ein Patent 
auf mechaniſche Vorrichtungen zum Zerkleinern und Zertheilen von Thon zu Ziegeln in ihrer, 
durch Zeichnungen und Beſchreibung nachgewieſenen Zuſammenſetzung, und ohne Jemand in der 
Benutzung bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
Dem General⸗Direktor der Ackien⸗Geſellſchaft „Chemiſche Fabrik Rhenania“ Dr. Haſenclever 
in Aachen iſt unter dem 16. Juni 1863 ein Patent 
= ein lehrt zur Darſtellung von Chlorbarium, in fo weit es als neu und eigenthümlich 
erkannt iſt, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Dem Dr. Guſt. Clemm in Dresden iſt unterm 16. Juni 1863 ein Patent 
auf ein durch Beſchreibung erläutertes, für neu und eigenthümlich erkanntes Verfahren, Soda 
und auch Pottaſche zu gewinnen, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Der Cölniſchen Maſchinenbau⸗Actien⸗Geſellſchaft zu Cöln iſt unter dem 18. Juni 1863 ein Patent 
auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene Centrifugal⸗Maſchine, ſoweit dieſelbe 
als neu und eigenthümlich erkannt iſt, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Dem Maſchinenbauer Adolph Ritſchke zu Landsberg a. W. iſt unter dem 18. Juni 1863 ein Patent 
auf eine Getreide⸗-Mähemaſchine in der durch Beſchreibung und Zeichnung nachgewieſenen Zu⸗ 
ſammenſetzung, ohne Andere in der Anwendung bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Dem Hütten» Ingenieur M. Boner zu Berlin iſt unter dem 18, Juni 1863 ein Patent 
auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene, als neu und eigenthümlich erkannte 
Vorrichtung zum Beſchicken eines Zinkofens, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
Dem Ingenieur Carl Kremer zu Barop bei Dortmund iſt unter dem 19. Juni 1863 ein Patent 
auf eine Sieb⸗ Vorrichtung an der zum Ausſcheiden und Auswaſchen von Steinkohlen und ande⸗ 
ren Mineralien beſtimmten ſogenannten continuirlich wirkenden Setzmaſchine, in der durch Zeich— 
nung und Beſchreibung nachgewieſenen Zuſammenſetzung 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Der Firma Caſiraghi und Gieſecke in Chemnitz iſt unter dem 22. Juni 1863 ein Patent 
auf einen in ſeiner Zuſammenſetzung für neu und eigenthümlich erkannten mechaniſchen Webſtuhl 
mit mehrtheiligen Schützenkaſten, ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des Preuß. Staats ertheilt worden. 
Patent⸗Aufhebung. 
„ 11) Das dem Ingenieur J. H. Habrich zu Sudenburg bei Magdeburg unter dem 15. Februar 
1862 ertheilte Patent 
auf einen in Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen, als neu und eigenthümlich erkannten 
. Dekantir-Apparat für Scheideſchlamm der Zuckerfabriken und ähnliche Subſtanzen, 
iſt aufgehoben worden. 


— f enen 
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